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Vorwort 

Über reine Rechtszusammenhänge hinaus ist für ein tieferes Verständnis der externen Rech-
nungslegung ein Mindestmaß an Kenntnissen für theoretische Grundlagen notwendig, um 
komplexere Bilanzierungsfragen bearbeiten zu können. Dies betrifft beispielsweise die 
Bearbeitung einer Klageschrift genauso wie die Ausarbeitung einer Abschlussarbeit an einer 
Hochschule. Vorgebrachte Argumentationen ohne substantiierte, theoretische Fundierung 
werden dabei zwangsläufig geradezu blutarm und blass bleiben. 

Dieses Buch wendet sich deshalb an Praktiker, die eine Rechnungslegung aufbauen müssen 
oder eine Gegenargumentation für ihren Jahresabschlussprüfer vorzubereiten haben, an 
Standardsetzer (Gesetzgeber, internationale Standardsetter usw.), die die Praxis mit neuen 
oder veränderten Regeln „beglücken“ wollen, an Prüfer, Revisoren und Richter, die in 
komplexen Fragestellungen eine Unterfütterung ihrer Beweisführung benötigen und natür-
lich an Studenten höherer Semester, die ihre Ausarbeitung in einen geordneten Rahmen 
betten müssen. Ihnen allen soll dieses Buch eine Hilfestellung bieten und konzeptionelle 
Grundlagen der Rechnungslegung vermitteln. Damit ein überschaubarer Seitenumfang 
eingehalten werden kann, wird auf weite Erläuterungen zugunsten knapper Erklärungen, dem 
Aufzeigen von Zusammenhängen und weiterführenden Hinweisen verzichtet. 

Ein Buch entsteht selten ohne helfende Hände. Besonderer Dank gebührt meinen Diploman-
den, den Herren Dipl.-Betriebsw. (FH) Michael Gottschlich (Kap. 6) und Dipl.-Betriebsw. 
(FH) Mike Obitz (Kap. 3.5.5), die ganz besondere Ausarbeitungen zu diesem Buch beisteu-
erten und damit zu seiner Abrundung beitrugen. Weiterer Dank geht an Herrn Dr. Klaus P. 
Kurras, der mir Materialien aus einer früheren, gemeinsamen Arbeit überließ. Hinweise, 
Verbesserungsvorschläge und ggf. auch Kritik nehme ich gerne an. 

 

Berlin, im Februar 2013        Joachim S. Tanski 
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1 Einleitung 

Fragen der Rechnungslegung werden häufig nur vor dem Hintergrund konkreter Anforde-
rungen von Gesetzen oder Regelwerken betrachtet. Hiervon Abstand nehmend werden 
zunächst im 2. Kapitel die Grundlagen der Rechnungslegung erläutert, um den Interessenten 
mit den Aufgaben der Rechnungslegung vertraut zu machen. Dies ist nicht zuletzt auch vor 
dem Hintergrund der sich verbreitenden IFRS-Rechnungslegung ein wichtiges Anliegen, da 
insbesondere in diesem Bereich die Aufgaben der Rechnungslegung gerne verschwimmen. 

In einem weiteren Kapitel werden dann Rechnungslegungssysteme behandelt. Dabei werden 
neben der traditionellen kaufmännischen Buchführung (accrual accounting) auch weitere, 
meistens parallele und/oder sich ergänzende Entwicklungen vorgestellt. Dazu zählen auch 
die häufig nicht-finanziellen Berichte wie Umweltberichte und Sozialbilanzen; ein gesonder-
ter Abschnitt widmet dabei der neuen Entwicklung von Berichten über das Intellektuelle 
Kapital im Unternehmen. 

Die klassische Bilanztheorie wird im folgenden Kapitel behandelt, selbstverständlich mit 
einem Schwerpunkt auf der statischen Bilanz und der dynamischen Bilanz. Überlegungen 
zum bilanztheoretischen Ansatz in Handels- und Steuerbilanz sowie des IFRS-Abschlusses 
beschließen dieses Kapitel. Nachfolgend werden dann die Grundsätze ordnungsmäßiger 
Buchführung (GoB) ausführlich besprochen, da diese die wesentliche Grundlage der han-
dels- und steuerrechtlichen Bilanzierung darstellen. Zur Abrundung wird auch die Herkunft 
bzw. Ermittlung der GoB vorgestellt und auf die die GoB ergänzenden Bewertungsgrundsät-
ze eingegangen. Seit dem Bilanzrechtsmodernisierungsgesetz hat sich das Verhältnis von 
Handelsbilanz zu Steuerbilanz verändert, weshalb in einem gesonderten Kapitel auf dieses 
Verhältnis umfassend eingegangen wird. Dabei werden auch weitergehende Fragestellungen 
zu den GoB beantwortet. 

In allen Kapiteln wird unter Einhaltung der Vorgabe, eine kompakte Darstellung der Thematik 
zu bieten, auf die weit verstreute Literatur möglichst mit Originalzitaten und die Rechtspre-
chung eingegangen. Durchgängig war es aber das Anliegen, ein für Studenten und Praktiker 
verständliches, dennoch umfassendes Bild theoretischer Grundlagen der Rechnungslegung zu 
bieten. Wo notwendig und sinnvoll wurden auch reine Praxisbezüge hergestellt. 





 

2 Grundlagen der 
Rechnungslegung 

2.1 Die Abbildung des Unternehmungsprozesses 
durch das betriebliche Rechnungswesen 

Die Unternehmung ist eine Organisation, in der Menschen in Arbeitsteilung und oft unter 
Einsatz von maschinellen Hilfsmitteln etwas gemeinsam herstellen bzw. leisten. Sie ist ein 
produktives sozio-technisches System1. Dieses System ist offen, d. h. die Unternehmung ist 
durch vielfältige Prozesse mit ihrer Umwelt verbunden. 

„Der Unternehmungsprozeß als Ganzes umschließt alles Geschehen, das zur Ver-
wirklichung eines gesetzten Unternehmungszieles ausgelöst und vollzogen wird. Die-
ser umfassende Prozeß stellt einen Komplex von Sachverhalten, Beziehungen und 
Wirkungen technischer, ökonomischer, soziologischer, psychologischer, rechtlicher 
und anderer Natur dar, die in mannigfacher Weise ineinander verschlungen sind. Aus 
diesem vielschichtigen Zusammenhang (Kontext) läßt sich gedanklich der wirtschaft-
liche Erzeugungs- und Umsatzprozeß (Umlaufprozeß) als spezifischer Teilkomplex 
herausheben und gesondert betrachten“2. 

Die Unternehmung nimmt Gegenstände3 aus ihrer Umwelt auf (Input), unterwirft diese 
einem Kombinations- und Transformationsprozess und gibt an die Umwelt Gegenstände ab 
(Output). 

Im Hinblick auf das Sachziel4 der Unternehmung, die Erstellung wirtschaftlicher Leistungen 
und deren Abgabe an den Markt, wird diese bestrebt sein, aus dem Einsatz freier und knap-
per Güter nur marktfähige knappe Güter auszubringen. „Tatsächlich fallen aber in Betrieben 
(und Haushalten) oft auch freie Güter, z.B. Sauerstoff in den land- und forstwirtschaftlichen 
Betrieben, und Mißgüter an“5. Das Sachziel wird überlagert von dem Formalziel der Kapi-
talrentabilität. Dieses Formalziel ist kein Ziel der Unternehmung an sich, sondern nur im 

                                                           

1
  Vgl. zum Systemansatz in der Betriebswirtschaftslehre Ulrich (Unternehmung). 

2
  Kosiol (Bilanz). 

3
  Der umfassende Begriff Gegenstände schließt, außer dem Menschen, alle körperlichen (Sachen) und unkörper-

lichen Gegenstände, wie Dienste, Rechte und Informationen, ein. Vgl. Endres (Menschen) S. 787–792. 
4
  Zum Sachziel und Formalziel der Unternehmung vgl. Kosiol (Unternehmung) S. 212 f. 

5
  Endres (Menschen) S. 788 f. „Missgüter“ sind unerwünschte, zur Deckung des menschlichen Bedarfs ungeeig-

nete Gegenstände. 
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Zusammenhang mit den an der Unternehmung interessierten Personen(-gruppen) zu erklären. 
Es ist Ergebnis eines konfliktären machtabhängigen Zielbildungsprozesses6. 

Die auf das Formalziel gerichtete Planung, Steuerung und Kontrolle der Unternehmungspro-
zesse setzt voraus, das wirtschaftliche Geschehen rechnerisch zu durchdringen. Gegenstand 
des dafür geschaffenen betrieblichen Rechnungswesens ist der reale Wirtschaftsprozess der 
Unternehmung. Es ist jedoch nicht möglich und im Hinblick auf das Formalziel auch nicht 
notwendig, alle realen Tatbestände des Wirtschaftsprozesses zu erfassen bzw. zu dokumen-
tieren. Durch isolierende Abstraktion wird so ein vereinfachtes Abbild (Modell) der Realität 
gewonnen7, das als Erfassungsmodell des Rechnungswesens bezeichnet wird: 

1. Soweit Wirtschaftsprozesse zahlenmäßig nicht abbildbar sind, bleiben sie im Rech-
nungswesen unberücksichtigt. 

2. Weil die verbleibenden quantifizierbaren Wirtschaftsvorgänge nicht in einheitlichen 
realen, physischen Größen gemessen werden können, wird als Generalnenner das Geld 
herangezogen. Die Institution des Geldes reduziert die Komplexität des Unterneh-
mungsprozesses8. 

„Das Geld wird zum Abbildungsmittel aller dazu geeigneten Güter und deren Bewe-
gungen und damit zum Maßstab für die Sachverhalte und Vorgänge des Wirtschafts-
prozesses der Unternehmung. Es kann nicht geleugnet werden, daß in einer derart 
monetarisierten Rechnung vom realen Gehalt der Einsatz- und Ausbringungsgüter 
nur diejenigen Eigenschaften erfaßt werden, die sich in Geld ausdrücken lassen.“ 9 

Beispielsweise erfasst das Rechnungswesen nicht den Menschen bzw. die von ihm ver-
brauchte Arbeitskraft, sondern das für seine Leistung vereinbarte Entgelt; derartige Ansätze 
können aber z.B. Teil eines Human Resource Accounting10 sein. 

3. Anknüpfungspunkt für die Erfassung der Wirtschaftsprozesse sind deren Objekte, die 
wirtschaftlichen Güter. Güter, die den ökonomischen Bedingungen 

– relative Knappheit und 
– ökonomische Eignung11 

nicht genügen, sind auch nicht Gegenstand des betrieblichen Rechnungswesens. Aus der 
kapitalwirtschaftlichen Zielsetzung der Unternehmung folgt beispielsweise, dass der mit 
keinem Entgeltlichkeitsvorgang verbundene Einsatz der freien Güter (“social costs;”) 
nicht erfasst wird12. 

Rechnerische Durchdringung des wirtschaftlichen Geschehens heißt darüber hinaus, dass die 
rein dokumentarisch erfassten Rechnungsgrößen im Hinblick auf bestimmte Zwecksetzun-
                                                           

6
  Vgl. Bidlingmaier (Zielkonflikte). 

7
  Vgl. Kosiol (Bilanz) S. 53–59. Zur Modellbildung in der Betriebswirtschaftslehre vgl. auch Kosiol (Modellana-

lyse). 
8
  Vgl. Luhmann (Zweckbegriff) S. 141 f. 

9
  Kosiol (Bilanz) S. 51. 

10
  Vgl. Abschn. 3.5.4. 

11
  Vgl. Kosiol (Unternehmung) S. 106. 

12
  Zur Frage der „social costs“ im betrieblichen Rechnungswesen vgl. Heinen/Picot (Kostenauffassungen) sowie 

Abschn. 3.5.3. 



2.1 Die Abbildung des Unternehmungsprozesses durch das betriebliche Rechnungswesen

gen verarbeitet werden. Wir sprechen in diesem Zusammenhang vom Rechnungswesen als 
einem Ermittlungsmodell. Aus der Sicht des Jahresabschlusses tritt neben den Zweck der 
rein rechnerischen Erfolgsermittlung, d. h. der Kapitalzunahme oder -abnahme, der Zweck 
der umfassenden Rechenschaftslegung nach außen: 

1. „Bekanntlich sind die im Rahmen der Rechenschaftslegung zu erstellenden Zahlen 
Grundlage für finanzwirtschaftliche Austauschprozesse zwischen Unternehmung und 
Umwelt“13; so beispielsweise für Zins- und Gewinnzahlungen an Kapitalgeber und Ar-
beitnehmer sowie für Steuerzahlungen. 

2. Die externe Rechenschaftslegung ermöglicht eine Kontrolle der Unternehmungsleitung 
beispielsweise durch Eigenkapitalgeber und Arbeitnehmervertreter. 

3. Die bereitgestellten Informationen dienen als Grundlage für Entscheidungen interes-
sierter Personen oder Institutionen, beispielsweise der Eigen- und Fremdkapitalgeber 
über ihr Kapitalengagement, der Gewerkschaften über die Tarifpolitik, der Lieferanten 
etc. 

 

Abbildung 1:  Das Rechnungswesen als Ermittlungsmodell 

Die durch das Rechnungswesen ermittelten Größen lassen sich nicht unmittelbar für Entschei-
dungen nutzen. So haben beispielsweise der Ausweis des Periodenerfolgs und selbst die Bilanz 
als Ganzes kaum einen Informationswert, wenn den ermittelten Größen nicht in irgendeiner 
Form Vergleichsgrößen gegenübergestellt werden, den o.g. beispielsweise ein geplanter, 
erwarteter Periodenerfolg bzw. die Bilanz der Vorperiode oder einer anderen Unternehmung14. 

Auch für die Unternehmungsleitung liefert das betriebliche Rechnungswesen die für die 
Lösung von Entscheidungsproblemen notwendigen Informationen. Sie sind die Grundlage 
für die Ausfüllung einzelner betrieblicher Entscheidungsmodelle, die die optimale Lösung 
beispielsweise bei der Losgrößenbestimmung, der Produktionsprozess-Steuerung oder der 

                                                           

13
  Börner (Grundprobleme) S. 157. 

14
  Die Aussagemöglichkeiten und -grenzen der Bilanzanalyse vgl. beispielsweise Tanski (Bilanzpolitik) S. 153 ff. 
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Isolierende Abstraktion

Ermittlungsmodell

Informationsverarbeitung

Verarbeitungsmodell
Teilmodelle: Bilanz, GuV usw.
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Dokumentation
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Auswahl des Produktionsprogramms liefern sollen. Um die vielfältigen Entscheidungsaufga-
ben im Zusammenhang mit der Steuerung des internen Güterdurchlaufs zu erfüllen, reicht 
die reine Geldrechnung nicht aus. Sie ist durch eine eigenständige realgüterbezogene (inter-
ne) Rechnung zu ergänzen. Real- und Nominalgüterstrom durchlaufen innerhalb der Unter-
nehmung eigene spezifische Aktionsphasen. 

„Das Rechnungswesen trägt dieser Eigengesetzlichkeit der beiden Güterströme 
Rechnung. Die extern orientierte pagatorische Rechnung (Finanzbuchhaltung) knüpft 
formal an die Bewegungen des Nominalgüterstromes an, um mit Hilfe einer Auf-
wands- und Ertragsrechnung die parallel laufenden Realgüterbewegungen zu erfas-
sen. Dagegen sucht die intern ausgerichtete kalkulatorische Rechnung (Betriebsbuch-
haltung) die verzweigten und vielfach verflochtenen inneren Realgüterbewegungen 
durch eine Kosten- und Leistungsrechnung abzubilden“15. 

Die Abgrenzung der abzubildenden von den nicht abzubildenden Wirtschaftsprozessen und 
ihre Verarbeitung, d. h. die Gestaltung des Ermittlungsmodells Rechnungswesen, bestimmt 
sich nicht nur nach den Zielvorstellungen der Unternehmungsleitung, sondern, was insbe-
sondere für den Jahresabschluss gilt, nach Gesetzesnormen und Konventionen. Soweit die 
Konventionen sich noch nicht unmittelbar in gesetzlichen Regelungen niedergeschlagen 
haben, füllen sie den in § 238 HGB genannten unbestimmten Rechtsbegriff „Grundsätze 
ordnungsmäßiger Buchführung“ aus. Die Regelungen zum Jahresabschluss sind nicht will-
kürlich entstanden. Sie sind Ausfluss sachlich begründeter Traditionen der Praxis und theore-
tischer Diskussionen. Das heißt, es lassen sich auch andere als die zurzeit geltenden Rege-
lungen zum Jahresabschluss denken. Versuche, die konventionelle Abgrenzung des 
betrieblichen Rechnungswesens um neue Abbildungsgegenstände zu erweitern, werden unter 
den Schlagworten “Human Resource Accounting”, “Social Costs” und „Sozialrechnungsle-
gung“ diskutiert.16 

2.2 Das Rechnungswesen als Informationssystem 

Die generelle Aufgabe des Rechnungswesens kann darin gesehen werden, den Informati-
onsbedarf für Entscheidungen interner und externer Benutzer zu decken. Unter Information 
wird in der Betriebswirtschaftslehre seit Wittmann zweckorientiertes Wissen verstanden17. 
Die Information beeinflusst das Verhalten des Informationsempfängers (Benutzers) 

– sofort, d. h. die Information beseitigt eine Ungewissheit und ermöglicht eine Entschei-
dung und/oder 

– auf Dauer, d. h. der Benutzer lernt. 

Unter einem Informationssystem versteht man eine Menge von Elementen, die mit dem 
Ziel zusammengefasst und in Beziehung gesetzt werden, nützliche Informationen für das 
Entscheidungsverhalten des Benutzers zu liefern. Mit zunehmender Unternehmensgröße und 

                                                           

15
  Kosiol (Unternehmung) S. 118. 

16
  Vgl. Abschn. 3.5. 

17
  Wittmann (Unternehmung) S. 14. 
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Spezialisierung der Funktionsbereiche benutzen die Entscheidungsträger in den verschiede-
nen Bereichen der Unternehmungen neben dem traditionellen Rechnungswesen auch einige 
spezialisierte Informationssysteme (Marketinginformationssysteme, Personalinformations-
systeme u. a.). Das Rechnungswesen ist also nur eines in einer Reihe von Informationssub-
systemen des umfassenden Informationssystems der Unternehmung. 

Eine zielgerichtete Unternehmungssteuerung erfordert, dass den internen Benutzern 
objektive und genaue Informationen über die Realität verfügbar sind, um ein rationales 
Entscheidungsverhalten zu erreichen. Anders dagegen ist das Interesse der Unternehmungs-
leitung beim Informationsaustausch mit externen Benutzern. Die vom Rechnungswesen 
produzierten und mit dem Jahresabschluss bereitgestellten Informationen gehen als Ent-
scheidungsprämissen in das kognitive Entscheidungsmodell des Benutzers ein, determinieren 
damit dessen Verhalten. Die Unternehmungsleitung hat daher die Möglichkeit, dieses Ver-
halten durch manipulierte Informationen in dem von ihr gewünschten Sinne zu beeinflussen: 

„Daraus ergibt sich für die grundsätzliche Beurteilung des unternehmensextern be-
gründeten Informationsbedarfs ein völlig anderes Bild als beim unternehmensintern 
begründeten Informationsbedarf. Kam es dort auf ein möglichst hohes Maß an Rich-
tigkeit bzw. Genauigkeit der Informationen an, so mag hier − getreu den Zielen der 
Unternehmung − in den durch das positive Recht gesetzten Grenzen gerade das Ge-
genteil zutreffen: Es geht gerade nicht um objektiv richtige (eher um objektiv falsche) 
Informationen. An die Stelle der Forderung, in Informationen müsse die sogenannte 
tatsächliche Lage abgebildet werden, tritt die flexiblere Bindung an Rechtsnormen: 
Die einschlägigen Zahlen müssen nur in Übereinstimmung mit dem geltenden Recht 
bestimmt sein“ 18. 

Der mit dem Informationssystem verbundene Informations- und Entscheidungsprozess ist in 
der folgenden Abbildung als Regelkreis dargestellt. Betrachten wir die innere Struktur des 
Informationssystems19: 

Der Filter beinhaltet die Abgrenzung der Wirtschaftsprozesse, die als Geschäftsvorfall 
buchungswürdig sind. 

Als Datenbank dienen im manuellen und maschinellen Sinne die „Bücher der Unterneh-
mung“. 

Über den Informationsträger werden die vom Benutzer nachgefragten oder ihm angebotenen 
Informationen diesem zugeleitet. 

Mit Modell bezeichnen wir die Summe aller Regelungen, die nun im Einzelnen klären, was 
als Geschäftsvorfall einzuordnen und im Journal zu buchen ist, und wie die gespeicherten 
Daten beispielsweise abrechnungstechnisch auf Konten und im Jahresabschluss zu verarbei-
ten sind, um relevante Informationen für den Informationsadressaten darzustellen. 

                                                           

18
  Börner (Grundprobleme) S. 158. 

19
  Nach Egner (Bilanzen) S. 5–9. Der Begriff des Modells wird dort in einem engeren Sinn verwendet. 

2.2 Das Rechnungswesen als Informationssystem
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Abbildung 2:  Kybernetisches Modell des Informations- und Entscheidungsprozesses 

„Dass Jahresabschlüsse für wirtschaftliche Entscheidungen ihrer Adressaten, insbe-
sondere der Kapitalanleger, von Nutzen sein sollen, ist unbestritten, nicht aber, ob sie 
es auch tatsächlich sind.“20 

2.3 Begriffliche Abgrenzungen zum Jahresabschluss 

2.3.1 Die Bilanz 

Das aus bilanx libra (lat. zweischalige Waage) abgeleitete Wort Bilanz stammt historisch 
gesehen aus dem Italienischen. Es knüpft an die Worte bilancio (Bilanz) und bilancia (Waa-
ge) an. Dieser etymologische Rückblick erhellt bereits äußere Merkmale der Bilanz: 

1. Die Bilanz besteht immer aus zwei Seiten. 
2. Diese beiden Seiten sind formell ausgeglichen, also wertgleich. 

Die beiden Seiten der Bilanz können entweder kontenmäßig (nebeneinander) oder tabella-
risch (nacheinander) aufgezeichnet werden. 

Was den Inhalt der Bilanz im kaufmännischen Sprachgebrauch angeht, so spricht § 242 
Abs. 1 S. 1 HGB von einem „das Verhältnis seines Vermögens und seiner Schulden darstel-
lenden Abschluß“. Das Bilanzvermögen umfasst die in der Unternehmung vorrätigen Wirt-
schaftsgüter. Es wird bei kontenmäßiger Darstellung auf der linken Seite der Bilanz, der 
Aktivseite, ausgewiesen. Auf der (rechten) Passivseite der Bilanz werden die für die Be-
schaffung des Bilanzvermögens aufgebrachten Finanzmittel ausgewiesen, die nach ihrer 

                                                           

20
  Schredelseker (Jahresabschluss) S. 159. 
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Herkunft in Darlehensansprüche der Gläubiger (Fremdkapital) und Beteiligungsansprüche 
der Unternehmungseigner (Eigenkapital) gruppiert werden können. Dieses Bilanzkapital 
repräsentiert „die gesamten Ansprüche, die von außen her an die Unternehmung bezie-
hungsweise an deren Güterkomplex gestellt werden (Verpflichtung oder Schulden der 
Unternehmung)“21. Aktiv- und Passivseite der Bilanz stehen sich nicht isoliert gegenüber; 
ihren Zusammenhang beschreibt Kühnau wie folgt: 

„Bilanzvermögen und Bilanzkapital stellen nicht zwei völlig voneinander getrennte 
Sachverhalte dar, sondern lassen sich wegen ihrer uno actu erfolgenden Entstehung als 
zwei Seiten derselben Wertgesamtheit betrachten. Dieser Wertebestand wird auf der 
Seite des Bilanzvermögens nach Güterarten spezifiziert, während auf der Gegenseite 
das nach Quellen gegliederte Kapital als Inbegriff der in den Vermögenswerten ste-
ckenden abstrakten Vorrätigkeit an sich erscheint, d. h. als generelles Wirtschaftsgut sui 
generis (Kapital im Sinne Schmalenbachs). Spezielles Wirtschaftsgut (Vermögen) und 
Vorrätigkeit an sich (Kapital) bedingen sich in ihrer Existenz gegenseitig“22. 

Damit haben wir die Bilanz in ihrer üblichen Erscheinungsform der auf einen Stichtag, bei-
spielsweise 31.12. eines Jahres, bezogenen Beständebilanz gekennzeichnet. Wie in folgender 
Abbildung dargestellt, können in der Bilanz auch Korrekturposten zum Bilanzvermögen und 
Bilanzkapital auftauchen. Zum Beispiel sind nach § 253 Abs. 1 S. 2 HGB Verbindlichkeiten zu 
ihrem Erfüllungsbetrag zu passivieren. Ist der Ausgabebetrag, wie häufig bei langfristigen 
Darlehen, niedriger, darf dieses Disagio auf der Aktivseite ausgewiesen werden (§ 250 Abs. 3 
HGB). Bei indirekter Abschreibung wird dem brutto ausgewiesenen Bilanzvermögen auf der 
Passivseite der Korrekturposten Wertberichtigung gegenübergestellt. 

Aktiva (Bestände-)Bilanz Passiva 

Bewertete Wirtschaftsgüter Mittelherkunft nach Quellen 

 ....  Darlehenskapital 

 ....  Beteiligungskapital 

Bilanzvermögen Bilanzkapital 

  

Korrekturposten 
(z.B. Disagio) 

Korrekturposten 
(z.B. Wertberichtigung bei indirekter 
Abschreibung) 

Summe der Aktiva Summe der Passiva 

Abbildung 3:  Allgemeines Schema der (Bestände-)Bilanz (ohne bzw. nach Verarbeitung eines Erfolgssaldos) 

                                                           

21
  Kosiol (Bilanz) S. 97. Hier ist der Begriff Schulden weit gefasst. Oftmals wird mit Schulden nur der Fremdkapi-

talanteil bezeichnet und dem Eigenkapital gegenüber gestellt. Wenn man jedoch die „Unternehmung an sich“ 
von den Eigentümern trennt, so „schuldet“ die Unternehmung ihren Eigentümern das Eigenkapital. Gleichzeitig 
wird damit auf mögliche Interessengegensätze hingewiesen. 

22
  Kühnau (Bilanz) S. 175. 

2.3 Begriffliche Abgrenzungen zum Jahresabschluss
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Eine schematische Darstellung der Bilanz und ihrer möglichen Veränderung von einem 
Stichtag zum anderen finden sich in folgender Abbildung: 

Im Fall 1 wird unterstellt, dass sich das Vermögen durch den betrieblichen Umsatzprozess 
erhöht hat und keine Tilgung oder Aufnahme von Fremdkapital erfolgte. So entspricht 
diesem Vermögenszuwachs in unserer Wirtschaftsordnung grundsätzlich ein gleich hoher 
Zuwachs des Eigenkapitals (Gewinn). 

Fall 2 zeigt die gegenteilige Situation einer Vermögensminderung, die zur Abnahme des 
Eigenkapitals (Verlust) führt. 

Fall 3 liegt sowohl eine Werterhöhung des Vermögens als auch die Aufnahme von Fremdka-
pital zugrunde. Als Gewinn wird nur die um die Erhöhung des Fremdkapitals berichtigte 
Erhöhung des Vermögens ausgewiesen. 

Im Fall 4 konnte ein Verlust nicht durch das Eigenkapital gedeckt werden. Daher reicht der 
Vermögensrest nicht mehr zur Deckung des Fremdkapitals; in diesem Fall liegt Überschul-
dung vor. 

Fall 5 skizziert die Situation bei einer Kapitalgesellschaft. So muss die Aktiengesellschaft 
das Grundkapital in nomineller Höhe in der Bilanz ausweisen (Nominalkapital). Wird das 
Eigenkapital durch Gewinn erhöht, erscheint dieser Posten getrennt vom Nominalkapital. 
Die Teile des Gewinns, die nicht ausgeschüttet werden sollen, sind als Rücklagen offen 
auszuweisen. 

Fall 6 demonstriert den Verlustfall bei der Kapitalgesellschaft. Hier ist das konstante Nomi-
nalkapital durch einen Korrekturposten, Verlustvortrag auf der Aktivseite zu berichtigen. 

 

Abbildung 4: Schematisches Beispiel der Vermögens- und Kapitaländerung 


